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Der Bundesminister der Finanzen 
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Bonn, den 30. April 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 334 der Fraktion der SPD - Nr. 4270 der 
Drucksachen - Einbeziehung von Berlinern in die Zusatzversorgungs- 
anstalt des Bundes und der Länder sowie in die Zusatzkasse der 
Bundesbahnversicherungsanstalt 


Die Frage 1 der Kleinen Anfrage beantworte 
ich namens der Bundesregierung wie folgt: 

Wann der in Betracht kommende Berliner 
Personenkreis wieder in die Versicherung 
durch die Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder einbezogen wird, ist noch 
unbestimmt. 

Nach dem Zusammenbruch hat die Ver- 
sorgungsanstalt ihren Geschäftsbetrieb in 
Berlin auf Grund eines Verbots der Alliier- 
ten Kommandantur einstellen müssen. Nach 
der Aufhebung des Verbots im Jahre 1951 
würde es zur Begründung neuer Versicherungs- 
Verhältnisse eines Abkommens zwischen der 
Anstalt und der Berliner Verwaltung bedürfen. 
Bezüglich der alten Versicherungsverhältnisse, 
die 1945 bei dem Inkrafttreten des alliierten 
Verbots bereits bestanden, vertritt die Anstalt 
den Standpunkt, daß Ansprüche hieraus 
satzungsgemäß bis auf weiteres nicht geltend 
gemacht werden können. Diesen Standpunkt 
haben schon vor der Errichtung des Bundes 
auch die an der Anstalt beteiligten Länder 
gebilligt. Eine Gerichtsentscheidung hierüber 
liegt noch nicht vor. 

Von Aufsichts wegen kann die Versorgungs- 
anstalt nicht angewiesen werden, ihre Hal- 
tung in dieser Frage zu ändern; denn die 
Aufsichtsbefugnisse des Bundesfinanzministers 


gegenüber der weitgehend satzungsautonomen 
Anstalt erstrecken sich nur darauf, daß die 
Anstaltsorgane nicht gegen Gesetz oder Sat- 
zung verstoßen. Leistungen auf Grund alter 
VersicherungsverhältnLse in Berlin wären 
daher nur nach entsprechender Satzungs- 
änderung oder auf gesetzlichem Wege zu 
erreichen, wobei dann zugleich für die er- 
forderliche finanzielle Deckung gesorgt werden 
müßte. Die Anstalt hat nämlich die Deckungs- 
rücklage für die Altversicherungen fast rest- 
los durch Krieg und Währungsreform einge- 
büßt, ohne bisher einen Ausgleich hierfür 
erhalten zu haben. 

Die Versorgungsanstalt hat dem Berliner Senat 
mitgeteilt, daß von der Zuteilung von Dek- 
kungsmitteln vorerst abgesehen und somit 
die Wiederaufnahme von Leistungen an die 
Altversicherten in Berlin erleichtert werden 
könnte, wenn das Land Berlin nach einem 
entsprechenden Abkommen mit der Anstalt 
dieser in ausreichendem Umfange neue Ver- 
sicherungen zuführen würde. Eine Äußerung 
des Berliner Senats hierzu steht noch aus. 

Die Frage 2 wird der Herr Bundesminister 
für Verkehr beantworten. 

Schaffer 
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